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Steuerart Fälligkeit 1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

4 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

5 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 22.03.2013) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 11.03.2013 10.04.2013

Umsatzsteuer2 11.03.2013 10.04.2013

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

11.03.2013 entfällt

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag

11.03.2013 entfällt

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 14.03.2013 15.04.2013

Scheck4 08.03.2013 05.04.2013

Sozialversicherung5 26.03.2013 26.04.2013

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.
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Ergebnis zum Goldfinger-Fall
Finanzgericht Hessen entscheidet zu steuerlicher Gestaltung mit Goldhandel

Gezielt Verluste nutzen? Steuerzahler 
finden das interessant, der Fiskus eher 
nicht.
Das Finanzgericht Hessen entschied 
jetzt: Wenn aufgrund eines vorgefertig-
ten Konzepts die Möglichkeit geboten 
werden soll, gezielt zeitweilig Verluste 
zu nutzen, werden diese nicht aner-
kannt.
Im entschiedenen Fall hatte der Kläger 
in Großbritannien ein Unternehmen 
gegründet, das sich nach seiner Sat-
zung mit dem Handel von Edelmetal-
len, Rohstoffen und Wertpapieren be-
schäftigte, und im ersten Jahr seiner 
Tätigkeit in erheblichem Umfang Gold-
barren erwarb.
Der Kläger machte in seiner Steu-
ererklärung Verluste aus der Unter-
nehmensbeteiligung geltend die sich 

insbesondere aus dem von ihm ange-
setzten sofortigen Betriebsausgaben-
abzug der Anschaffungskosten der 
erworbenen Goldbarren als Umlauf-
vermögen ergaben.
Das Hessische Finanzgericht ent-
schied, dass das Besteuerungsrecht 
der Einkünfte des Klägers aus seiner 
Beteiligung an dem britischen Un-
ternehmen bei der Bundesrepublik 
Deutschland liege. Denn nach den 
konkreten Verhältnissen liege im Streit-
jahr lediglich eine vermögensverwal-
tende Tätigkeit vor.
Aufgrund der gewerblichen Prägung 
des ausländischen Unternehmens er-
ziele der Kläger Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb und sei dabei auch nicht an 
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Eine Witwe war zu Lebzeiten mit ihrem 
Ehemann für die Jahre 1988 bis 1991 
zusammenveranlagt worden. Über 
den Nachlass des verstorbenen Ehe-
mannes wurde 1996 ein Konkursver-
fahren eröffnet und 2004 aufgehoben. 
Im Jahr 2001 änderte das Finanzamt 
die Einkommensteuerbescheide für 
die Jahre 1988 bis 1991, was zu ge-
ringen Erstattungen führte.
Die Witwe legte Einspruch gegen die 
Steuerbescheide ein und beantragte 
getrennte Veranlagungen, die nach der 
Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs zu einer erheblichen Erstattung 
führten. Während Finanzverwaltung 
und Finanzgericht den Antrag ablehn-
ten, bestätigte der Bundesfinanzhof  
die Möglichkeit der nachträglichen ge-
trennten Veranlagung, die in der Form 
allerdings nur noch bis zum Veranla-

Sogenannte Mindestbesteuerung im Ertragsteuerrecht verfassungsgemäß

Verlustvortrag von mehr als 1 Mio. €

Der Bundesgerichtshof hat entschie-
den, dass Vermieter eine Mietwoh-
nung wegen Eigenbedarfs auch dann 
kündigen dürfen, wenn sie die Woh-
nung ausschließlich für berufliche 
Zwecke nutzen wollen.
In dem entschiedenen Fall hatte der 
Hausbesitzer einem seiner Mieter ge-
kündigt, weil seine Ehefrau ihre An-
waltskanzlei in die Wohnung verlegen 
wollte.
Der Vermieter habe ein berechtigtes 
Interesse an der Beendigung des 

Eigenbedarfskündigung für berufliche Zwecke ist zulässig

Berufsfreiheit gleichgestellt mit Eigenbedarf

Veranlagungswahlrecht von Ehegatten und Missbrauch von rechtlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten

Veranlagungsart wird bindend

gungszeitraum 2012 gilt. Ab Veran-
lagungszeitraum 2013 wird die Wahl 
der Veranlagungsart für den entspre-
chenden Veranlagungszeitraum durch 
Angabe in der Steuererklärung bin-
dend und kann innerhalb eines Veran-
lagungszeitraums nur noch geändert 
werden, wenn: 

 �ein die Ehegatten betreffender Steu-
erbescheid aufgehoben, geändert 
oder berichtigt wird und
 �die Änderung bis zur Bestands-
kraft des Änderungs- oder Berich-
tigungsbescheides schriftlich oder 
elektronisch mitgeteilt oder zur Nie-
derschrift erklärt worden ist und
 �sich bei Änderung der Veranlagungs-
art insgesamt weniger Steuern erge-
ben. Dabei ist die Einkommensteuer 
der einzeln veranlagten Ehegatten 
zusammenzurechnen.

der Ausübung eines Wahlrechts zur 
Einnahmen-Überschuss-Rechnung (§ 
4 Abs. 3 EStG) gehindert. Denn die 
Pflicht zur Gewinnermittlung durch 
Betriebsvermögensvergleich habe 
nur nach britischem Recht, nicht aber 
nach deutschem Recht bestanden.
Der zutreffenden Verlustermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG stehe auch das 
Abzugsverbot für sog. Steuerstun-
dungsmodelle nach § 15b EStG nicht 
entgegen. Vorliegend handele es sich 
nämlich nicht um eine modellhafte Ge-
staltung aufgrund eines vorgefertigten 
Vertragskonzepts. Vielmehr habe die 
Gründung des britischen Unterneh-
mens auf einer hinreichend individuel-
len Gestaltung des Klägers beruht.
Zwar habe sich der Kläger jeweils im 
Vorfeld durch Rechtsanwälte, Steuer-
berater und Banken beraten lassen. 
Jedoch liege in einer beratungsbeglei-
teten, eigenen Umsetzung einer die 
steuerliche Belastung minimierenden 
Idee noch keine Nutzung eines in den 
wesentlichen Strukturen vorhandenen 
Konzeptes eines Dritten (Hessisches 
FG vom 15.11.2012, 11 K 3175/09 ; 
Az. der Revision I R 3/13).
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Mietverhältnisses auch dann, wenn er 
die Wohnung ausschließlich für seine 
berufliche Tätigkeit oder die eines Fa-
milienangehörigen nutzen will. Dieses 
ist durch die verfassungsrechtlich ge-
schützte Berufsfreiheit nicht geringer 
zu beurteilen als der Eigenbedarf des 
Vermieters zu Wohnzwecken. Dies 
gilt nach Ansicht des Gerichts umso 
mehr, wenn sich die selbst genutz-
te Wohnung des Vermieters und die 
bisher vermietete Wohnung in dem-
selben Haus befinden.

Der Bundesfinanzhof hat in mehreren 
Entscheidungen die Verfassungsmä-
ßigkeit der sog. Mindestbesteuerung 
bestätigt. Dies gilt selbst für den Fall, 
dass die Mindestbesteuerung dazu 
führt, dass Verlustvorträge wegen Er-
löschens der Steuerpflicht (Tod des 
Steuerpflichtigen) endgültig verloren 
gehen. Dann kommt allerdings ein Er-
lass der Mindeststeuer wegen sach
licher Unbilligkeit in Betracht.
Die sog. Mindestbesteuerung kommt 
bei der Einkommen-, Körperschaft- 
und Gewerbesteuer zur Anwendung, 
wenn der Verlustvortrag über eine 
Million Euro beträgt. Bei Ehegatten 
verdoppelt sich der Betrag. Sie führt 
dazu, dass ein Gewinn zu versteuern 
ist, obwohl noch aus Vorjahren ein Ver-
lustvortrag vorhanden ist.
Beispiel:
Eine GmbH verfügt zum 31.12.2011 
über einen Verlustvortrag von 
3.000.000 €. 2012 erzielt sie einen 
Gewinn von 2.500.000 €.
Ohne die Mindestbesteuerung müsste 
sie für 2012 keine Körperschaft- oder 
Gewerbesteuer zahlen.
Die Mindestbesteuerung führt dazu, 
dass sie einen Gewinn in Höhe von 
600.000 € versteuern muss. Berech-
nung: 2,5 Mio. (Gewinn) – 1 Mio. (voller 
Abzug) – 900.000 (60 % von 1,5 Mio.) 
= 600.000 €.



Absenkung der betrieblichen Nutzung eines PKW unter 10 % führt nicht zur 
Zwangsentnahme

Zuordnung von Wirtschaftsgütern

Die Zuordnung von Wirtschaftsgütern 
zur Betriebs- oder Privatsphäre erfolgt 
in einer Dreiteilung nach der betriebli-
chen Nutzung wie folgt:

 �Beträgt sie mehr als 50 %, handelt 
es sich um notwendiges Betriebs-
vermögen,
 �bei einer betrieblichen Nutzung bis 
zu 10 % liegt notwendiges Privatver-
mögen vor.

 �Bei einer betrieblichen Nutzung da-
zwischen kann der Unternehmer 
wählen, welchem Bereich er es zu-
ordnen will (sog. gewillkürtes Be-
triebsvermögen). Die Wahl erfolgt 
durch den Ausweis in der Buchfüh-
rung.

Die Grundsätze gelten auch für einen 
PKW. Beträgt die betriebliche Nutzung 

Ob zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn erbrachte Leis-
tungen des Arbeitgebers steuerlich 
begünstigt sind, richtet sich nach 
den vertraglichen Vereinbarungen 
zwischen Arbeitnehmer und Arbeit-
geber. Der „ohnehin geschuldete 
Arbeitslohn“ ist der arbeitsrechtlich 
geschuldete. Zusätzlich dazu kön-
nen nur solche Leistungen erbracht 
werden, die der Arbeitgeber freiwil-
lig seinen Arbeitnehmern zuwendet, 
die also nicht aus dem Arbeitsver-
hältnis geschuldet werden.
Der vom Gesetzgeber verwendete 
Begriff „zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn“ dient dazu, 
Steuervergünstigungen oder Befrei-
ungen auf solche Zusatzleistungen 
zu beschränken, zu denen der Ar-
beitgeber eben nicht verpflichtet ist. 
Solche Zusatzleistungen können z. 
B. Fahrtkosten- und Kindergarten-
zuschüsse, Erholungsbeihilfen oder 
Tankkarten sein.

Zuschüsse zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn

Definition

Auch bei nicht unerheblicher privater Mitbenutzung können die Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
abziehbar sein

Bundesfinanzhof muss noch für Klarheit sorgen

Die Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer sowie die Kosten der 
Ausstattung dürfen grundsätzlich nicht 
als Betriebsausgaben oder Werbungs-
kosten angesetzt werden. Dieses Ab-
zugsverbot gilt nicht, wenn für die be-
triebliche oder berufliche Tätigkeit kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. In diesem Fall wird die Höhe 
der abzugsfähigen Aufwendungen auf 
1.250 € begrenzt. Die betragsmäßige 
Beschränkung gilt nicht, wenn das 
Arbeitszimmer den Mittelpunkt der ge-
samten betrieblichen und beruflichen 
Betätigung bildet.
Nach bisheriger Auffassung der Fi-
nanzverwaltung war der Abzug der 
Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer nur möglich, wenn das 
Zimmer nahezu ausschließlich beruf-
lichen oder betrieblichen Zwecken 
diente. Bei gemischter (privater und 
beruflicher) Nutzung kam wegen des 
sog. Aufteilungsverbots ein Abzug 
nicht in Frage. Nachdem der Bun-
desfinanzhof seine Rechtsprechung 
zur Beurteilung gemischt veranlasster 

im Jahr der Anschaffung mehr als 10 
% und wird er dem gewillkürten Be-
triebsvermögen zugeordnet, wird er 
nicht deshalb in späteren Jahren not-
wendiges Privatvermögen, weil die 
betriebliche Nutzung unter 10 % sinkt. 
Er kann weiter als Betriebsvermögen 
behandelt werden.

Aufwendungen geändert hat, kommt 
nach einem Urteil des Niedersächsi-
schen Finanzgerichts auch bei Auf-
wendungen für ein Arbeitszimmer eine 
Aufteilung in Betracht, sofern der Cha-
rakter als „Arbeitszimmer“ trotz priva-
ter Mitbenutzung zu bejahen ist. Nach 
diesem Urteil sind Aufwendungen für 
ein häusliches Arbeitszimmer auch bei 
einer gemischten Nutzung teilweise 
abziehbar, wenn das Arbeitszimmer 
büromäßig eingerichtet ist und eine 
Aufteilung der Aufwendungen zumin-
dest im Schätzungswege möglich ist.
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.
Hinweis: Etliche Finanzgerichte muss-
ten sich in den letzten Jahren mit der 

Frage auseinandersetzen, ob und un-
ter welchen Voraussetzungen Aufwen-
dungen für ein Zimmer steuerlich be-
rücksichtigt werden können, wenn das 
Zimmer nicht nur beruflichen Zwecken 
diente, sondern auch in erheblichem 
Umfang privat mitgenutzt wurde. Die 
Gerichte kamen dabei zu unterschied-
lichen Ergebnissen. Letztendlich kann 
nur der Bundesfinanzhof Klarheit 
schaffen. Es sind einige Revisionen 
anhängig.



Die Verfassungsmäßigkeit der Neuregelung zur Hinzurechnung von anteiligen Miet- und Pachtzinsen bei der Ge-
werbesteuer ist noch nicht abschließend geklärt

Positive Fortführungsprognose bleibt dauerhaft im Insolvenzrecht erhalten

Mit Vorläufigkeitsvermerk kein Einspruch erforderlich

Schutz vor Insolvenz wird dauerhaft

Der für die Gewerbesteuer maßgeb-
liche Gewerbeertrag ergibt sich aus 
dem lt. Einkommen- und Körper-
schaftsteuergesetz ermittelten Ge-
winn aus Gewerbebetrieb, der um 
gewerbesteuerliche Hinzurechnungen 
erhöht und um Kürzungen vermin-
dert wird. Hinzugerechnet werden 
derzeit u. a. 100 % der Entgelte für 
Schulden (Zinsen), 20 % der gezahl-
ten Miet- und Pachtzinsen (einschließ-

Unternehmen, die kurzfristig nicht über 
genügend Liquidität verfügen, sind 
dann vor einer Insolvenzantragspflicht 
geschützt, wenn sie eine positive Fort-
führungsprognose haben, es sich nur 
um einen kurzfristigen Engpass han-
delt und sie mittelfristig wieder aus-
reichend liquide Mittel zur Verfügung 
haben werden. 
Dieser Ausnahmetatbestand war 2008 
im Insolvenzrecht als Instrument zur 
Bekämpfung der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise befristet bis Ende 2013 ein-
geführt worden. Der Gesetzgeber hat 
nunmehr beschlossen, die Befristung 
aufzuheben und damit dauerhaft zu 

lich Leasingraten) für die Benutzung 
fremder beweglicher Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens und 50 % der 
Miet- und Pachtzinsen (einschließlich 
Leasingraten) für die Benutzung frem-
der unbeweglicher Betriebsanlagegü-
ter. Die Summe aller Hinzurechnungen 
wird gekürzt um einen Freibetrag von 
100.000 €. Ein danach verbleibender 
Betrag wird zu 25 % dem Gewinn zur 
Ermittlung des Gewerbeertrags hinzu-
gerechnet.
Streitig ist derzeit die Frage, ob die 
Hinzurechnung von Miet- und Pacht-
zinsen verfassungsgemäß ist. Das Fi-
nanzgericht Münster bejaht die Verfas-
sungsmäßigkeit, anderer Auffassung 
ist das Finanzgericht Hamburg. 
Über das Urteil des Finanzgerichts 
Münster muss der Bundesfinanzhof 
entscheiden. Die Entscheidung des Fi-
nanzgerichts Hamburg liegt dem Bun-
desverfassungsgericht zur abschlie-
ßenden Beurteilung vor.
Hinweis: Bei so viel Unklarheit hatte 
auch die Finanzverwaltung ein Einse-
hen. Die Festsetzung des Gewerbe-
steuermessbetrags ist hinsichtlich der 
Verfassungsmäßigkeit der Hinzurech-
nungen zum Gewerbeertrag vorläufig 
vorzunehmen. Dieser Vorläufigkeits-

vermerk erfasst nicht nur die Hinzu-
rechnung der Miet- und Pachtzinsen 
(einschließlich Leasingraten) für die 
Benutzung von beweglichen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, 
sondern auch die Hinzurechnung der 
Entgelte für Schulden und die Hinzu-
rechnung der Miet-und Pachtzinsen 
(einschließlich Leasingraten) für die 
Benutzung der unbeweglichen Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens. 
Ist ein solcher Vorläufigkeitsvermerk im 
Gewerbesteuermessbescheid enthal-
ten, ist ein Einspruch nicht erforderlich.

dem ursprünglich noch aus der Kon-
kursordnung stammenden Instrument 
zurückzukehren.
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


